Geſetz⸗ Sammlung 
re 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 24. g \ 


— 


(No. 1665.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten Oktober 1835. wegen Anwendung der 
89. 646 — 648. Titel 20. Theil II. des Allgemeinen Landrechts in der 


Rheinprovinz. 


D Widerſetzungen gegen die Wachen und Beleidigungen der im Dienſte 

begriffenen Militairperſonen zu den Handlungen gehören, durch welche die oͤffent⸗ 

liche Ordnung geſtoͤrt wird, ſo haͤtte es ſich von ſelbſt verſtanden, daß Meine 

Erlaſſe vom ten März 1821. und 2ten Auguſt 1834. auch auf die in den H. 

646 — 648. Tit. 20. Th. II. des Landrechts in der Lehre von Injurien abge⸗ 

handelten Vergehungen in der Rheinprovinz zur Anwendung kommen. Da je⸗ 

doch nach Ihrem Berichte vom 10ten d. M. ein Rheiniſches Gericht Bedenken 

hieruͤber erregt hat, ſo will Ich, auf Ihren Antrag, zur Belehrung der dortigen . 
Gerichte hierdurch noch beſonders erklären, daß auch in den Faͤllen der F. e, e, ee 
646 — 648. Tit. 20. Th. II. des Landrechts nach den Vorſchriften deſſelben er >>— "m. 
kannt, und bei der Unterſuchung nach den Beſtimmungen der Kriminalordnung a 

vom Ilten Dezember 1805. verfahren werden ſoll. Sie haben dieſen Erlaß 

durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 25ſten Oktober 1835. 5 
Friedrich Wilhelm. 


An die Stgats⸗ und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


Jahrgang 1835. (No. 1665 — 1606.) AS (No. 1666.) 


> (Ausgegeben zu Berlin den 21Iſten November 1835.) 


„ a 
(Jo. 1666.) Allerhöchſte Kabinetsorder an das Staatsminiſterium, wegen Abloͤſung der 
Huͤlfsdienſte. Vom 26ſten Oktober 1835. 


Au den von dem Staatsminiſterio unterſtͤtzten Antrag der Brandenburgſchen 
Provinzialſtaͤnde beſtimme Ich hierdurch, daß in dem Umfange des Branden⸗ 
burgſchen Provinzialoerbandes, fo weit darin die Ablöſungsordnung vom Tten 
Juni 1821. Anwendung findet, für die bei Regulirung der gutsherrlich⸗baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe vorbehaltenen Huͤlfsdienſte far Jede Gegend ein- fuͤr allemal be⸗ 
ſtimmte Normalpreiſe feſtgeſetzt, ſolche öffentlich bekannt gemacht und kuͤnftig bei 
jeder Abloͤſung dieſer Dienſte in Anwendung gebracht werden ſollen. Dabei 
find die in den §§. 8. und 9. der eben gedachten Abloͤſungsordnung vorgeſchrie⸗ 
benen Grundſaͤtze in Anwendung zu bringen. Die Ermittelungen und Feſtſetzun⸗ 
gen erfolgen unter Leitung der General⸗Kommiſſionen, und nach vorgaͤngiger 
Ausſonderung angemeſſener Diſtrikte, durch beſondere aus ſachkundigen Einge⸗ 
ſeſſenen und einem Abgeordneten der General⸗Kommiſſion zuſammengeſetzte Di⸗ 
ſtrikts⸗Kommiſſionen. Die zu dieſen Kommiſſionen zu erwaͤhlenden Eingeſeſſenen 
ſollen bei jeder Diſtrikts⸗Kommiſſton nicht unter zwei und nicht uͤber vier ſeyn; 
ihre Zahl wird hiernach von der General⸗Kommiſſion nach dem groͤßern oder 
geringern Umfange des Diſtrikts beſtimmt. Die eine Haͤlfte derſelben wird auf 
den Kreistagen von den Nittergutöbefisern aus der Zahl der Berechtigten, die 
andere Hälfte wird ebenfalls auf den Kreistagen aus drei oder ſechs von dem 
Landrathe aus der Zahl der Verpflichteten vorzuſchlagenden Perſonen durch die 
Landgemeinden erwählt. Ueber die Art und Weiſe, wie dieſe Wahlen zu be⸗ 
wirken find, wird eine befondere Inſtruktion von dem Miniſter des Innern fuͤr 
Gewerbe ergehen. Der Abgeordnete der General⸗Kommiſſion ſoll für alle Dir 
ſtrikts⸗Kommiſſtonen ihres Departements eine und die naͤmliche Perſon ſeyn. 
Die Feſtſtellung der Normalpreiſe erfolgt erſt dann, wenn ſaͤmmtliche Diſtrikts⸗ 
Kommiſſionen gehört find. Das Reſultat aller dieſer Eroͤrterungen ſoll von den 
General. Rommiflionen dem Miniſter des Innern fuͤr Gewerbe zur Pruͤfung und 
Genehmigung vorgelegt und, nachdem letztere erfolgt iſt, durch die Amtsblaͤtter 
der Regierungen zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werden. Daſſelbe Verfah⸗ 
ren ſoll ſtattfinden, wenn etwa in der Folge Reviſionen, Abaͤnderungen oder Er⸗ 
gaͤnzungen der früheren Feſtſetzungen noͤthig befunden werden. Das Staats⸗ 
Miniſterium hat dieſe Meine Beſtimmungen ſofort durch die Geſetzſammlung 
bekannt zu machen. 5 
Berlin, den 26ſten Oktober 1835. 5 i 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Jo. 1667.) 


„ 


(No. 1667.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 26ſten Oktober 1835., wegen der ſtaͤndiſchen 
: Rechte der Städte Alt⸗Landsberg, Lebus, Buckow, Muͤllroſe und Goͤritz. 


D. im Artikel II. der Verordnung vom 17ten Auguſt 1825. wegen der nach 
dem Edikte vom Iften Juli 1823. vorbehaltenen Beſtimmungen fuͤr die Kur⸗ 
und Neumark, die Städte Alt⸗Landsberg, Lebus, Buckow, Muͤllroſe und Goͤrit 
uͤbergangen find; fo will Ich in Anſehung der ſtändiſchen Rechte derſelben, auf 
n Sa des vorjaͤhrigen Brandenburgſchen Provinzial⸗Landtags Nachſte⸗ 
hendes feſtſetzen: z 

1) Die Stadt Alt» Landsberg hat gemeinſchaftlich mit den, unter A. II. 
50 — 69. des Artikels II. der vorgedachten Verordnung aufgeführten 
Staͤdten den Landtags⸗Abgeordneten zu waͤhlen und wird hinter Oranien⸗ 
burg eingeſchaltet. 5 ö 

2) Die Staͤdte Lebus, Muͤllroſe und Buckow waͤhlen kuͤnftig mit den da⸗ 
ſelbſt unter 70 — 90. benannten Städten den Landtags⸗Abgeordneten und 
treten nach Seelow bei ihnen ein. f 

3) Die Stadt Goͤritz nimmt an den Wahlen der unter B. II. 4. aufge⸗ 
fuͤhrten Staͤdte Theil und erhaͤlt ihren Platz hinter Sonnenburg; auch 
iſt das der Kreisordnung fuͤr die Kur⸗ und Neumark vom 17ten Auguſt 
1825. beigefuͤgte Verzeichniß der zu Viril⸗ und Kollektivſtimmen berech⸗ 
tigten Staͤdte dahin zu vervollſtaͤndigen, daß Goͤritz den Städten Koͤ⸗ 
nigswalde, Sternberg, Schermeißel und Lagow hinzutritt, daher mit 
dieſen gemeinſchaftlich einen Abgeordneten zum Kreistage des Sternberg⸗ 
ſchen Kreiſes wählt. N 

Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Meine Order durch die 
Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 26ſten Oktober 1835. 5 e = 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1668.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 26ſten Oktober 1835., betreffend die Beſtim⸗ 
mung: daß die mit Altmaͤrkſchen Staͤdten zu einer Kollektivſtimme ver⸗ 
einigten Städte der Prieguitz aus ihrer Mitte einen beſondern Abgeordne⸗ 
ten oder Stellvertreter für den Kommunal⸗Landtag der Kurmark in dem 
Falle zu waͤhlen haben, daß der Abgeordnete oder Stellvertreter aus einer 
Altmaͤrkſchen Stadt gewaͤhlt iſt. : 


D a die in der Verordnung vom 17ten Auguſt 1825. Artikel II. A. II. 11—27. 
aufgeführten kollektivwaͤhlenden Staͤdte theils der Altmark, theils der Priegnitz 
angehoͤren, und wenn der Abgeordnete oder deſſen Stellvertreter aus einer Alt⸗ 
maͤrkſchen Stadt gewaͤhlt iſt, ſich der Fall ereignen koͤnnte, daß es den Priegnitz⸗ 
ſchen Städten auf den Kurmärkſchen Kommungl⸗Landtage an einem Abgeordne⸗ 
ten, der dieſem Kommunalverbande angehoͤrt, fehlte, ſo beſtimme Ich, daß die 

(No. 1667 — 1669.) mit 
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mit Altmaͤrkſchen Städten zu einer Kollektivſtimme vereinigten Städte der 
Priegnitz in dem erwaͤhnten Falle aus ihrer Mitte einen beſondern Abgeordneten 
oder Stellvertreter fuͤr den Kommunal⸗Landtag der Kurmark zu waͤhlen haben. 
Das Staatsminiſterium beauftrage Ich, dieſe die obengedachte Verordnung er⸗ 
gaͤnzende Beſtimmung durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu 
bringen. 8 

Berlin, den 26ſten Oktober 1835. ‚Een 

Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1669.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iſten November 1835., wegen des Juſtizraths⸗ 
Titels. 


Al Ihren gemeinſchaftlichen Antrag in dem Berichte vom I2ten v. M. bes 
ſtimme Ich hierdurch Folgendes: 


— 


1) In allen Provinzen Meiner Monarchie ſoll kuͤnftig den, mit dem Range 


eines Raths zu begnadigenden Juſtizkommiſſarien, Advokaten und No⸗ 
tarien der Titel „Juſtizrath“ beigelegt werden. Auch die bereits mit dem 
Titel „Juſtiz⸗Kommiſſionsrath“ begnadigten Juſtizkommiſſarien und No⸗ 
tarien ſollen fortan in allen oͤffentlichen Verhandlungen als „Juſtizraͤthe“ 
bezeichnet werden und den, den Titular⸗Juſtizraͤthen im Rang⸗Reglement 
vom 7ten Februar 1817. ertheilten Rang haben. 

2) Den richterlichen Beamten bei den kollegialiſch formirten Untergerichten 
derjenigen Provinzen, in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung gilt, die 
eine Stellung erhalten, mit welcher nach den beſtehenden Etats der Ju⸗ 
ſtizraths⸗-Titel verbunden iſt, wird von jetzt ab der Titel: „Land- und 
Stadtgerichts⸗, „Stadtgerichts⸗“ oder „Landgerichts⸗Rath“ nach dem Ger 
ſchaͤftskreiſe des Gerichts, bei dem ſie angeſtellt ſind, beigelegt, und die 
mit dieſem Titel begnadigten Näthe behalten den im Rang⸗Reglement 
vom 7ten Februar 1817. den Titular⸗Juſtizraͤthen ertheilten Rang. Der 
Titel: „Land- und Stadtgerichts⸗“, „Staͤdtgerichts⸗“ und „Landgerichts⸗ 


Rath“, ſoll für die noch in Amtsthaͤtigkeit befindlichen, bei den vorbe⸗ 


zeichneten Gerichten fungirenden, richterlichen Beamten zugleich ſofort an | 


die Stelle des Titels „Juſtizrath“ treten. 


Sie haben dieſen Meinen Befehl durch die Geſetzſammlung bekannt 


zu machen. 
| Berlin, den Iſten November 1835. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staats⸗ und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


